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Einleitung: Art. 11 Abs. 2 Charta als entscheidende Wegmarke 
für die Entwicklung des Medienrechts in der Gemeinschaft 

I. Problemaufriss 

Den Medienbereich betreffende Fragestellungen haben auf europäischer Ebene in den 
vergangenen Jahren heftige Auseinandersetzungen hervorgerufen: So gibt etwa im 
Rahmen des Beihilferechts insbesondere die Finanzierung des öffentlich-rechtlichen 
Rundfunks Anlass zu Debatten1; Vorschläge zu einem europäischen Medien-
konzentrationsrecht führten zu einem Diskurs über für den Medienbereich bedeutende 
Kompetenzen der Gemeinschaft; in zahlreichen Bereichen, insbesondere im 
Zusammenhang mit den Grundfreiheiten, waren die Kommission und in der Folge der 
EuGH mit Maßnahmen der Mitgliedstaaten befasst, die auf die Aufrechterhaltung des 
Pluralismus im Medienbereich zielten, ohne immer befriedigende, die Medien 
gleichermaßen als Wirtschafts- und Kulturgut begreifende, Lösungen zu finden.

Die Ausgestaltung der Medienfreiheit der Charta der Grundrechte der Europäischen 
Union sollte nun zu einer „entscheidenden Wegmarke für die weitere Entwicklung des 
Medienrechts in der Gemeinschaft“2 werden. So wurde etwa die Konzeption des Art. 
11 Charta in der deutschen Diskussion mit der Frage versehen, ob der Medienfreiheit 
der Charta die Idee eines europäisch funktional-„dienenden“ Kommunikations-
grundrechts oder einer marktorientierten Unternehmerfreiheit zugrunde liegen würde.3

Der Grundrechtekonvent hatte dabei letztlich dem Art. 11 Abs. 2 Charta folgendes 
Gesicht gegeben:  

„Die Freiheit der Medien und ihre Pluralität werden geachtet.“

Diese Norm ist der Ausgangspunkt zahlreicher Fragen, die im Rahmen dieser Arbeit 
erörtert werden sollen: So wird zu klären sein, ob das ausdrückliche Aufführen der 
Pluralität der Medien in der Charta der Grundrechte eine endgültige Abkehr von der 
zunächst als marktorientiert bezeichneten4  Betrachtungsweise der Gemeinschaft auf 
den Mediensektor herausfordert. Gibt Art. 11 Abs. 2 Charta der Gemeinschaft etwa 
vor, Maßnahmen der Mitgliedstaaten zur Pluralismussicherung „wohlwollend zu 
begleiten“? Sind der Charta darüber hinaus sogar Handlungspflichten der Ge-
meinschaft zur Sicherung der Pluralität der Medien zu entnehmen? Oder muss sich 

1 Laut von Wallenberg, Fortentwicklung des dualen Rundfunksystems zur Überwindung der wettbewerblichen 
Schieflage zwischen privatem und öffentlich-rechtlichem Rundfunk, ZUM 2004, S. 875, ist schon lange nicht 
mehr so erbittert um die Grundposition zwischen privatem und öffentlich-rechtlichem Rundfunk gestritten 
worden wie derzeit.  
2 Vgl. Selmer, Die Medien- und Informationsfreiheit in der Charta der Grundrechte der Europäischen Union, 
EuR 2002, Beiheft 3, S. 29 [34].  
3 Vgl. Stock, Medienfreiheit in der EU nur „geachtet“ (Art. 11 Grundrechtscharta) – Ein Plädoyer für 
Nachbesserungen im Verfassungskonvent, EuR 2002, S. 566 [571 f.]; ders., EU-Medienfreiheit - 
Kommunikationsgrundrecht oder Unternehmerfreiheit?, K&R 2001, S. 289; ders., Medienfreiheit in der EU-
Grundrechtscharta, S. 77 ff.; Selmer, Die Medien- und Informationsfreiheit in der Charta der Grundrechte der 
Europäischen Union, EuR 2002, Beiheft 3, S. 29 [34 f.].  
4 Vgl. Stock, Medienfreiheit in der EU-Grundrechtscharta, S. 21 u. 30 f.; den wirtschaftsbezogenen Ansatz 
darstellend: Dörr, Medienfreiheit im Binnenmarkt, AfP 2003, S. 202. 
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umgekehrt die Gemeinschaft ein für allemal auf medienrelevante marktorientierte 
Teilkompetenzen bisheriger Art beschränken und ist damit eine medienspezifische 
Konzentrationskontrolle auf europäischer Ebene ad acta gelegt?
Es gilt gerade auch den Einfluss des Art. 11 Abs. 2 Charta auf das Wettbewerbsrecht 
zu diskutieren. So ist die Frage, ob die „Achtung der Pluralität der Medien“ gar eine 
Abkehr5 von medienrelevanten Kompetenzen der Gemeinschaft und ein generelles 
Außer-Acht-Lassen des Medienbereichs auch im Wettbewerbsrecht bezweckt. Im 
Zusammenhang mit dem Beihilferecht besteht insbesondere im Rahmen der 
Finanzierung des öffentlich-rechtlichen Rundfunks erheblicher Klärungsbedarf: Kann 
der öffentlich-rechtliche Rundfunk von Art. 11 Abs. 2 Charta profitieren? Muss sich 
die Gemeinschaft prinzipiell für den Fortbestand und eine Entwicklungsgarantie des 
öffentlichen Sektors stark machen? 
Auch im Hinblick auf die Freiheit der Medien gilt es zahlreiche Punkte zu erörtern: So 
ist zu klären, welche Bedeutung der Freiheit der Medien im Verhältnis zu anderen 
Gütern - auch der Pluralität der Medien - in der Charta beigemessen wird. Welches 
Verständnis ist der Medienfreiheit der Charta zugrunde zu legen? Kann etwa aus Art. 
11 Abs. 2 Charta ein Recht auf Zugang gegenüber privaten Kommunikationsmedien 
abgeleitet werden? Welche Auswirkungen ergeben sich aus Art. 11 Abs. 2 Charta im 
Zusammenhang mit der sog. inneren Presse- bzw. Medienfreiheit?
Letztlich wird im Hinblick auf Art. 11 Abs. 2 Charta auch zu diskutieren sein, ob 
Befürchtungen der Mitgliedstaaten gerechtfertigt sind, dass es durch die Charta zu 
Kompetenzverschiebungen im Medienbereich zugunsten der Gemeinschaft kommen 
werde.

II. Gang der Untersuchung 

Basis für die Analyse des Art. 11 Abs. 2 Charta soll im 1. Teil eine Erörterung des Art. 
10 EMRK sein, gepaart mit einer Untersuchung, inwieweit der EuGH in seiner 
Judikatur Art. 10 EMRK und die Rechtsprechung des Straßburger Gerichtshofs zur 
Meinungsäußerungsfreiheit übernommen hat. 

Im 2. Teil der Arbeit gilt es die Schnittstellen der Gemeinschaft mit den Medien zu 
erarbeiten. Grundlegend soll dabei eine Untersuchung der für den Medienbereich 
relevanten Kompetenzen der Gemeinschaft erfolgen. Daran anschließend sollen 
Auswirkungen der Grundfreiheiten und des europäischen Wettbewerbsrechts auf die 
Medien und nationale Maßnahmen im Mediensektor, unter besonderer 
Berücksichtigung des öffentlich-rechtlichen Rundfunks, einer eingehenden Erörterung 
unterzogen werden. Dabei ist insbesondere der Beitrag der Gemeinschaft zur 
Sicherung des Pluralismus im Medienbereich zu prüfen.  

Im 3. Teil der Arbeit soll - bevor die eigentliche Analyse des Art. 11 Abs. 2 Charta 
erfolgt - zunächst die Frage aufgeworfen werden, inwiefern die Charta der Grund-
rechte bereits durch die feierliche Proklamation Rechtsverbindlichkeit erlangt hat bzw. 
Rechtswirkungen erzeugt.  

5 Vgl. Stock, Medienfreiheit in der EU nur „geachtet“ (Art. 11 Grundrechtscharta) – Ein Plädoyer für 
Nachbesserungen im Verfassungskonvent, EuR 2002, S. 566 [576]. 
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In diesem Zusammenhang gilt es - obschon der Ratifizierungsprozess durch die 
ablehnenden Referenden in Frankreich6 und den Niederlanden7 einen herben 
Rückschlag erlitten hat - auch auf die vorgesehene Einbindung der Charta in den 
Verfassungsvertrag einzugehen. Damit einhergehend soll erörtert werden, ob der 
Verfassungsvertrag Änderungen in der Kompetenzverteilung zwischen Union und 
Mitgliedstaaten mit sich bringt, die auf den Medienbereich Auswirkungen haben.  
Ausgangspunkt der weiteren Überlegungen wird eine Untersuchung des 
Entstehungsprozesses des Art. 11 Abs. 2 Charta sein.  
Im Anschluss daran sollen Fragestellungen im Zusammenhang mit der Medienfreiheit 
der Charta diskutiert werden, wobei der Schwerpunkt bei der Ermittlung des 
Schutzbereiches und der Schranken liegen wird. Dabei ist insbesondere auf die 
allgemeinen Bestimmungen der Charta einzugehen, unter Berücksichtigung der 
Ergebnisse des Verfassungskonvents und der sich durch im Verfassungsvertrag 
vorgesehenen Änderungen. Um ein umfassendes Bild der Medienfreiheit der Charta 
zeichnen zu können, soll zudem eine unmittelbare Drittwirkung der Medienfreiheit 
erörtert werden. Letztlich ist im Zusammenhang mit der Medienfreiheit auch der 
Grundrechtsschutz vor den europäischen Gerichten zu diskutieren.  
Nach der Medienfreiheit sollen Fragen im Zusammenhang mit der Pluralität der 
Medien behandelt werden. Die Grundlage dazu soll eine Untersuchung des Begriffs 
der „Pluralität der Medien“ liefern, bevor ein Blick auf die Sicherung des Pluralismus 
in den Verfassungen bzw. der Verfassungsrechtsprechung der Mitgliedstaaten der 
Union das „Potential“ des Art. 11 Abs. 2 Charta zeigen soll. Im Anschluss ist das dem 
Art. 11 Abs. 2 Charta zugrunde liegende Konzept, und in diesem Rahmen die 
Rechtskategorie der „Pluralität der Medien“, zu erörtern. Darauf folgend sollen die 
Auswirkungen der Pluralität der Medien - unter anderem im Hinblick auf die 
Grundfreiheiten und das Wettbewerbsrecht - unter besonderer Berücksichtigung 
etwaiger Handlungspflichten seitens des Unionsgesetzgebers untersucht werden.  
Nachdem die Freiheit der Medien und die Pluralität der Medien jeweils gesondert 
diskutiert worden sind, soll abschließend eine Darstellung des Verhältnisses zwischen 
Freiheit und Pluralität der Medien erfolgen. 

6 Referendum vom 29.5.2005. 
7 Referendum vom 1.6.2005. 


